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Sehr geehrter Herr Bundesrat 
sehr geehrte Damen und Herren 
 
Wir danken Ihnen für die Zustellung der Vernehmlassungsunterlagen und nehmen das Angebot 
gerne an, uns als anerkannte Personalverbände der Notare und Notar-Stellvertretenden des 
Kantons Zürich zum Entwurf des revidierten Stockwerkeigentumsrechtes vernehmen zu lassen. 
Als leitende Angestellte der zürcherischen Notariate sind wir zugleich als Urkundsperson, Grund-
buch- sowie als Konkursverwalter tätig. Diese vielfältigen Tätigkeiten erlauben es uns, Inputs aus 
allen drei Bereichen (Beurkundung, Grundbuchführung und Zwangsvollstreckung) einzubringen. 
 
Das Stockwerkeigentum und mithin die Artikel 712a ff. des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
haben sich in den vergangenen rund 60 Jahren ausserordentlich gut bewährt. Wir begrüssen es 
deshalb, dass im Rahmen der Revision eher punktuelle Aktualisierungen angedacht sind. Na-
mentlich sehen auch wir keinen Anlass, spezielle Vorschriften für besonders kleine oder beson-
ders grosse Stockwerkeigentümergemeinschaften zu erlassen. Ähnlich dem Gesellschaftsrecht 
sollen die gesetzlichen Vorschriften im Grundsatz also für alle Arten des Stockwerkeigentums 
gelten und es bleibt den Eigentümern überlassen, im Rahmen von Reglementen oder Beschlüs-
sen ihren individuellen Regelungsbedarf zu verwirklichen, soweit nicht zwingende gesetzlichen 
Bestimmungen bestehen. 
 
 
Zum Vorentwurf im Allgemeinen 
 
Der Entwurf sieht vor, im gesamten Abschnitt des neunzehnten Titels den "Stockwerkeigentümer" 
durch "die Stockwerkeigentümerin oder den Stockwerkeigentümer" und "den Verwalter" durch 
"die Verwalterin oder den Verwalter" zu ersetzen1 (und die nötigen grammatikalischen Anpassun-

                                                   
1 Des Weiteren werden auch ersetzt (ohne Anspruch auf Vollständigkeit): "Miteigentümer" durch "Miteigentümerin oder Mitei-
gentümer" (Art. 712a Abs. 1 eZGB und Art. 712ebis Abs. 1 eZGB), "Eigentümer" durch "Eigentümerin oder Eigentümer" bzw. 
"Inhabers" durch "Inhaberin oder Inhaber" (Art. 712d Abs. 2 Ziff. 2 eZGB und Art. 712o Abs. 2 eZGB), "Abgeordneten" in "Abge-
ordnete oder Abgeordneten" (Art. 712m Abs. 1 Ziff. 3 eZGB), "Pfandgläubiger" durch "Pfandgläubigerinnen und Pfandgläubiger" 
(Art. 712h Abs. 1 Ziff. 4 eZGB und Art. 712q Abs. 2 eZGB), "Vertreter" durch "Vertreterin oder Vertreter" (Art. 712o Abs. 1 
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gen vorzunehmen). Dieses Anliegen mag verständlich sein, will doch das Gesetz Personen bei-
der (bzw. aller) Geschlechter ansprechen. Die entsprechenden Ergänzungen im Entwurf tragen 
indes nicht zum besseren Verständnis der Gesetzesnormen bei, im Gegenteil machen sie das 
Gesetz eher unleserlich. Es sei daran erinnert, dass der Gesetzgeber auch bei seinen letzten bei-
den grossen, erst per 1.1.2023 in Kraft getretenen Privatrechtsrevisionen (Erbrecht und Gesell-
schaftsrecht) auf solche Ergänzungen verzichtet hat. Um den Bedürfnissen beider (oder aller) 
Geschlechter gerecht zu werden, würde auch eine Fussnote zu Beginn des neunzehnten Titels 
ausreichen. Die grammatikalische Umsetzung ist übrigens nicht überall geglückt (vgl. z.B. Art. 
712m Abs. 1 Ziff. 3 eZGB "der Verwalterin oder dem Verwalter (…), deren Geschäftsführung zu 
prüfen"; zudem fehlt die weibliche Form beim einleitenden Titel zu diesem Artikel). 
 
 
Zu den einzelnen Artikeln im Besonderen 
 
 
Art. 712b eZGB 
 
Die vorgeschlagene Änderung von Absatz 1 sieht vor, dass neu nicht mehr "einzelne Stockwerke 
oder Teile von Stockwerken", sondern "einzelne Gebäudeteile " mit den entsprechenden Voraus-
setzungen Gegenstand des Sonderrechts sind. Demnach müssen neu wörtlich die Gebäudeteile 
mit eigenem Zugang in sich abgeschlossen sein. Nicht aber die einzelnen Gebäudeteile (Mauer, 
Decke, Boden etc.), sondern die daraus gebildeten Wohnungen bzw. Einheiten von Räumen 
müssen dieses Kriterium erfüllen. Die Formulierung ist daher entsprechend zu präzisieren. 
 
Die Umkehrung der Vermutung im neuen Abs. 4 dieses Artikels ist zu begrüssen und entspricht 
wohl dem allgemeinen Rechtsempfinden bzw. der gelebten Praxis. Unseres Erachtens ist aber in 
einer Übergangsbestimmung festzulegen, inwiefern die neue Vermutung auf das vor Inkrafttreten 
der neuen Bestimmung begründete Stockwerkeigentum Anwendung findet. 
 
Absatz 3 ist unseres Erachtens ersatzlos zu streichen: Der bisherige Absatz 3 war nötig, weil bis-
her eben keine Vermutung zugunsten der gemeinschaftlichen Teile bestanden hat. Aufgrund der 
nun vorgesehenen Anpassung von Absatz 1 (Sonderrecht muss als solches ausgeschieden wer-
den) und der Umkehrung der Vermutung gemäss neuem Absatz 4 (nicht zu Sonderrecht ausge-
schiedene Gebäudeteile gelten als gemeinschaftlich) erübrigt sich dieser Absatz 3.  
 
 
Art. 712bbis eZGB 
Die Zuweisung gemeinschaftlicher Teile der Liegenschaft zu ausschliesslichem Benützungsrecht 
eines bestimmten Stockwerkeigentümers ist in der Praxis von sehr hoher Bedeutung. Nach unse-
rem Dafürhalten hat sich das bisherige Recht (Art. 712g Abs. 4 ZGB und insbesondere die sub-
sidiär anwendbaren Bestimmungen des Miteigentumsrechtes) grundsätzlich bewährt und wir se-
hen keinen Anlass für die neue Bestimmung. 
 
Würden gleichwohl neue Gesetzesbestimmungen dafür erlassen, so geben wir folgendes zu be-
denken: 
- Die neuen Bestimmungen dürfen nicht von der rechtlichen Qualifikation solcher Rechte ab-

lenken: ausschliessliche Benützungsrechte sind obligatorische Rechte mit einer quasidingli-
chen Komponente (Realobligationen) und eben (anders als das Sonderrecht) ohne Wirkung 
gegenüber Dritten (kein dingliches Recht).  

- Das ausschliessliche Benützungsrecht ist jeweils mit einer Stockwerkeinheit verbunden. Aus 
dem Gesetz sollte klar hervorgehen, dass sofern die Stockwerkeinheit übertragen wird, auch 
wie bisher das damit verbundene ausschliessliche Benützungsrecht ohne Zustimmung der 

                                                   
eZGB), "Nutzniesser" durch "Nutzniesserin oder Nutzniesser" (Art. 712o Abs. 2 eZGB), "Gegner" durch "Gegnerin oder Gegner" 
(Art. 712t Abs. 2 eZGB) 
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anderen Stockwerkeigentümer an den neuen Eigentümer bzw. die neue Eigentümerin über-
geht. Der neu vorgeschlagene Gesetzesartikel könnte hier missverstanden werden.  

- Hinsichtlich des vorgesehenen erforderlichen Quorums ist es denkbar, dass ein ausschliessli-
ches Benützungsrecht zugeteilt werden kann, welches einen nicht zustimmenden Stockwer-
keigentümer erheblich in seinem Recht beeinträchtigen würde (z.B. wenn ein zuvor gemein-
schaftlicher Teil zur ausschliesslichen Benutzung einzelner Stockwerkeigentümer zugewie-
sen wird). Es fragt sich deshalb, ob die (erstmalige) Begründung eines ausschliesslichen Be-
nützungsrechtes tatsächlich mit qualifiziertem Mehrheitsbeschluss zustandekommen kann 
oder ob nicht, da einer Zweckänderung (Art. 648 Abs. 2 ZGB) bzw. der Sache nach gar einer 
Handänderung sehr nahekommend, die Einstimmigkeit erforderlich wäre. 

- Das Verhältnis der neuen Bestimmung zu Art. 712g Abs. 3 ZGB (geltendes Recht) wäre noch 
zu bereinigen. 

 
Ferner wäre zu prüfen, ob sich mit der Schaffung eigener Normen im Stockwerkeigentum die An-
passung bzw. Synchronisierung der entsprechenden Bestimmungen im Miteigentumsrecht auf-
drängt. In diesem Zusammenhang könnte auch der in der Praxis häufig auftretende Abtausch 
ausschliesslicher Benützungsrechte geregelt werden. Es sollte den direktbeteiligten Inhabern sol-
cher ausschliesslicher Benützungrechte erlaubt sein, inter partes ihre Benützungsrechte abzutau-
schen und die Genehmigung seitens der Versammlung nur deren Wirksamkeit gegenüber allen 
(anderen) Stockwerk- bzw. Miteigentümern konstituieren. 
 
 
Art. 712e eZGB 
Neu soll auch die angewendete Berechnungsformel zur Ermittlung der Wertquoten Teil des (be-
urkundungsbedürftigen) Begründungsaktes sein. Dies ist u.E. abzulehnen, würde das doch zu-
gleich die Frage aufwerfen, in wie weit die Urkundsperson diese Berechnungsformel zu prüfen 
hat, um ihren Beurkundungsvorschriften gerecht zu werden.  
 
Die bisherige Praxis hat sich bewährt und jeder Erwerber bzw. jede Erwerberin einer Stockwer-
keinheit wird beim Erwerb durch die Urkundsperson über die Bedeutung der Wertquote und des 
Sonderrechtes und der ausschliesslichen Benützungsrechte informiert. 
 
Die Pflicht zur Offenlegung der Berechnungsformel birgt zudem ein nicht zu unterschätzendes 
Konfliktpotenzial zwischen den Stockwerkeigentümern, weil es wohl immer wieder unterschiedli-
che Ansichten gibt, welche Kriterien für die Berechnung herangezogen werden sollen und wie 
diese zu gewichten sind. Ferner stellt sich die Frage, wie mit Rechenfehlern bei der Anwendung 
der Formel umzugehen ist. Hat die richtige Anwendung der Berechnungsformel Vorrang gegen-
über der im Begründungsakt festgelegten (aber falsch berechneten) Wertquote?  
 
Es sei darauf hingewiesen, dass es den Parteien bereits heute freisteht, (freiwillig) die Berech-
nung im Begründungsakt offenzulegen.    
 
Ferner ist Absatz 1 unseres Erachtens missverständlich in Bezug auf das Erfordernis, dass die zu 
Sonderrecht ausgeschiedenen Gebäudeteile "zu beschreiben" sind - im Gegensatz zum bisheri-
gen Wortlaut, welcher einfach die "räumliche Ausscheidung des Stockwerks" verlangte. Reicht 
eine beispielhafte Aufzählung, was zu Sonderrecht ausgeschieden ist oder müssen sämtliche 
Gebäudeteile einzeln aufgezählt werden? Vor dem Hintergrund, dass neu gemäss Art. 712e bis 
zwingend Aufteilungspläne erstellt werden müssen, in welchem die zu Sonderrecht ausgeschie-
denen Einheiten eingezeichnet werden, erscheint uns dieses Erfordernis als unnötig. Wir würden 
daher die Beibehaltung der bisherigen Formulierung begrüssen. 
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Art. 712ebis eZGB 
Die Stärkung des Aufteilungsplanes wird unterstützt, ist er doch ein bewährtes Mittel zur Be-
schreibung des Sonderrechts und wird auch heute schon in beinahe jeder Stockwerkeigentums-
begründung (d.h. auch bei bereits fertig erstellten/umgebauten Gebäuden) verwendet. Es ist des-
halb zu begrüssen, dass neu in jedem Fall Aufteilungspläne beizubringen sind und dass diese 
Vorschrift von Verordnungs- auf Gesetzesstufe gehoben wird. Konsequent wäre dann aber auch, 
dass die Aufteilungspläne Bestandteil des Begründungsaktes sein und von der Beurkundungs-
pflicht miterfasst werden sollten. Nur mit dieser qualifizierten Formvorschrift kann dem Auftei-
lungsplan auch die gewünschte, verstärkte Rolle verschafft werden. Der Entwurf ist hier etwas 
ungenau, wenn der Aufteilungsplan nur "mit dem Begründungsakt beim Grundbuchamt einzu-
reichen" ist. In der zürcherischen Praxis werden die Aufteilungspläne schon heute üblicherweise 
mitbeurkundet.  
 
Stockwerkeigentum kann auch von einem Alleineigentümer oder von Gesamteigentümern be-
gründet werden. Der Wortlaut von Abs. 1 ist entsprechend zu präzisieren. 
 
Unseres Erachtens ist die gewählte Formulierung in Absatz 2 nur schwer verständlich bzw. un-
präzise. Nicht die einzelnen Gebäudeteile, sondern die daraus gebildeten Wohnungen bzw. Ein-
heiten von Räumen, welche zu Sonderrecht ausgeschieden werden sollen, sind geometrisch dar-
zustellen (siehe auch unsere Ausführungen zu Art. 712b).      
 
Abs. 3 und 4 der neuen Vorschrift sind u.E. dahingehend zu präzisieren, als dass ein berichtigter 
Aufteilungsplan nur notwendig ist, wenn sich die Lage oder die Zusammensetzung der zu Son-
derrecht ausgeschiedenen Räume bzw. deren Abgrenzung zum gemeinschaftlichen Teil ändert 
(z.B. weil zwei Einheiten zusammengelegt wurden, ein bislang gemeinschaftlicher Gebäudeteil 
neu dem Sonderrecht zugeordnet wurde oder umgekehrt). Von dieser Bereinigungspflicht nicht 
betroffen sein sollten Änderungen in der baulichen Ausgestaltung im Innern der Sonderrechts-
räumlichkeiten; dies würde eine unnötige Erschwernis des Inhaltes des Sonderrechtes, nämlich 
das Recht, dieses ausschliesslich zu benutzen und innen auszubauen mit sich bringen, was ab-
zulehnen ist (vgl. Art. 712a Abs. 1 ZGB, welcher von der Revision materiell nicht betroffen ist). 
Zudem ist auch von einer Bereinigungspflicht abzusehen bei einer flächenmässigen Differenz 
des Sonderrechts im Vergleich zu den tatsächlichen Verhältnissen, sofern dadurch die gemein-
schaftliche Fläche nicht betroffen ist. In diesem Zusammenhang sei daran erinnert, dass der Auf-
teilungsplan lediglich dazu dient, das Sonderrecht auszuscheiden bzw. vom gemeinschaftlichen 
Teil abzugrenzen. Dem Auftreilungsplan kommt aber keine Grundbuchwirkung zu (vgl. auch un-
sere Ausführungen zu. Art. 712eter bis Art. 712equinquies). Ist eine Berichtigung der Aufteilungspläne 
notwendig, hat dies die Änderung des Begründungsaktes und mithin die öffentliche Beurkundung 
zur Folge. Dies sollte der Gesetzgeber klarstellen.  
   
 
Art. 712eter bis Art. 712equinquies eZGB 
Mit diesen neuen Artikeln soll die bislang lediglich in der Grundbuchverordnung behandelte Tat-
sache Aufnahme ins Bundesgesetz finden, dass die Begründung von Stockwerkeigentum häufig 
vor Erstellung des Gebäudes stattfindet. Der Regelungsinhalt geht aber (teilweise weit) über die 
bisherigen Verordnungsvorschriften hinaus. So soll zum Beispiel Stockwerkeigentum nur bzw. 
erst begründet werden können, wenn dem Grundbuchamt zugleich eine rechtskräftige Baubewilli-
gung beigelegt wird. In der Konsequenz würde das bedeuten, dass der Grundbuchverwalter sich 
dahingehend zu vergewissern hat, dass das rechtskräftig bewilligte Projekt auch dem im Auftei-
lungsplan dargestellten Gebäude entspricht. Ein solches Prüfungserfordernis kann dem Grund-
buchverwalter nicht obliegen, zumal das privatrechtliche Institut des Stockwerkeigentums nicht 
von öffentlich-rechtlichen Verfahrensschritten abhängig gemacht werden sollte. Es sei auch an-
gezweifelt, ob diese Vorschrift den gewünschten Schutz der potentiellen Erwerber von Stockwer-
keinheiten mit sich bringen würde (nämlich: dass überhaupt gebaut wird) und es ist einem sol-
chen Schutzbedürfnis mit entsprechender Ausgestaltung der kaufrechtlichen Klauseln (Konventi-
onalstrafe, Rücktrittsrecht etc.) im Kaufvertrag gerecht zu werden. Ferner ist zu befürchten, dass 
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die Praxis weiter zunehmen wird, Stockwerkeigentumsbegründungen erstmal nur öffentlich zu 
beurkunden, um dann im Besitz der Begründungsurkunde in den Verkauf der Stockwerkeinheiten 
zu gehen und die Eintragung der Stockwerkeigentumsbegründung erst später, nämlich frühes-
tens nach Vorlage der rechtskräftigen Baubewilligung und spätestens vor der Eigentumsübertra-
gung der ersten Stockwerkeinheit an den Drittkäufer, zum grundbuchlichen Vollzug anzumelden. 
Wir sind deshalb der Ansicht, dass das Vorliegen einer rechtskräftigen Baubewilligung nicht als 
(neue) Voraussetzung für die Eintragung von Stockwerkeigentum im Grundbuch taugt. 
 
Das ab Art. 712equater eZGB vorgesehene Verfahren von Amtes wegen erscheint uns gänzlich 
praxisfremd bzw. -untauglich. Zum einen kennt der Artikel 69 der Schweizerischen Grundbuch-
verordnung (GBV) heute schon ein Verfahren zur Streichung der Anmerkung "Begründung des 
Stockwerkeigentums vor Erstellung des Gebäudes", zum anderen kann es nicht Aufgabe des 
Grundbuchamtes sein, quasi als "Rechtspolizei" die Übereinstimmung von Bauten mit den Auftei-
lungsplänen zu überprüfen und für die Löschung einer solchen Anmerkung zu sorgen. Auch ist 
nicht ersichtlich, weshalb es Aufgabe der amtlichen Vermessung sein soll, Aufteilungspläne zu 
erstellen bzw. zu berichtigen. Aufteilungspläne sind -wie Dienstbarkeitspläne, aber eben nicht wie 
Grundbuchpläne- privatrechtliche Mittel zur Beschreibung eines dinglichen Rechtes bzw. Sonder-
rechts und teilen nicht den öffentlichen Glauben des Grundbuches (vgl. hierzu auch unsere Aus-
führungen zu Art. 712ebis); würden Aufteilungspläne -wie die Grundbuchpläne- von der amtlichen 
Vermessung erstellt, so würde quasi eine neue Kategorie/Qualität von Plänen geschaffen. Es 
stellen sich auch diverse, ungelöste Folgefragen (Kosten der amtlichen Vermessung belasten 
das Grundbuchamt, wenn sich die StWE-Gemeinschaft weigert, diese zu bezahlen / Art und 
Weise, wie die vom Geometer erstellten Aufteilungspläne dann letztendlich zu Grundbuchbele-
gen werden / allenfalls notwendige Anpassung der Wertquoten, wenn tatsächliche Flächen we-
sentlich vom bisherigen Aufteilungsplan abweichen / Berücksichtigung des Formerfordernisses 
der öffentlichen Beurkundung bei einer Abänderung der Stockwerkeigentumsbegründung, welche 
eine Abänderung des Aufteilungsplanes zwangsläufig mit sich führt, usw.). Die einzige u.E. sinn-
volle Regelung der neuen Artikel (im Vergleich mit dem bisherigen Regelungsgehalt der Grund-
buchverordnung) ist, dass als ultima ratio neu das Gericht (und nicht das Grundbuchamt) die 
Überführung in einfaches Miteigentum zu entscheiden hätte. 
 
 
Art. 712fbis eZGB 
Es ist eine Tatsache, dass in den kommenden Jahren und Jahrzehnten vermehrt selbständige 
und dauernde Baurechte ihren zeitlichen Horizont (maximal 100 Jahre) erreicht haben werden 
und an vielen dieser Baurechte Stockwerkeigentum besteht. Insofern ist der Regelungsbedarf auf 
jeden Fall akut vorhanden und es ist zu begrüssen, dass der Gesetzgeber nach einer Lösung 
sucht, gemäss welcher die Verlängerung eines Baurechtes nicht der einstimmigen Zustimmung 
(genauer: Mitwirkung bei der Baurechtsvertragsverlängerung) aller Stockwerkeigentümer benö-
tigt. 
 
Genau zu analysieren wird sein, wie es sich mit den Pfandgläubigern bzw. den Pfandrechten (in 
der Regel Schuldbriefe) und die mit diesen zusammenhängenden (Schuldbrief)Forderungen ver-
hält (vgl. Art. 842 Abs. 2 ZGB). So gilt es zu verhindern, dass nicht an der Verlängerung teilneh-
mende Stockwerkeigentümer für ihre Anteile von den verlängerungswilligen und -fähigen Stock-
werkeigentümern eine angemessene Entschädigung für ihre Anteile erhalten und zugleich von 
ihrer Schuldpflicht befreit werden, während die verbleibenden Eigentümer nebst der Entschädi-
gungs- neu auch noch eine Schuldpflicht für bestehende Schulden zu übernehmen haben. In 
sinngemässer Analogie zu Art. 779d ZGB betreffend Vorrecht des Pfandgläubigers an der Heim-
fallsentschädigung wäre zu prüfen, ob hier eine ähnliche Vorschrift zur Anwendung gelangen 
könnte, sodass der Entschädigungsanspruch in erster Linie den Pfandgläubigern zukommen 
muss und die Anteile dann dafür pfandrechtsfrei auf die verbleibenden Stockwerkeigentümer 
übergehen. 
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Ferner ist u.e. zu regeln, ab welchem frühesten und bis zu welchem spätesten Zeitpunkt vor Ab-
lauf der Baurechtsdauer diese Beschlussfassung zu erfolgen hat. 
 
 
Art 712hbis eZGB 
Der Erneuerungsfonds fristete bislang in der Gesetzgebung ein bescheidenes Dasein (er ist bis 
heute lediglich in Art. 712l Abs. 1 und 712m Abs. 1 Ziff. 5 erwähnt), während er in der Praxis von 
grosser Bedeutung ist. Es ist zu begrüssen, wenn der Erneuerungsfonds nun auch in der Gesetz-
gebung prominenter in Erscheinung tritt und neu sogar die gerichtliche Geltendmachung zur 
Schaffung (oder Anpassung) eines solchen Fonds statuiert wird. Da der Erneuerungsfonds für 
das Fortbestehen von Stockwerkeigentümergemeinschaften ökonomisch derart wichtig ist, wäre 
es u.E. sogar angebracht, ein Obligatorium zur Begründung eines Erneuerungsfonds zu schaffen 
(allerdings als dispositive Norm ausgestaltet, sodass mit einstimmigem Beschluss aller Stockwer-
keigentümer auf einen solchen Fonds verzichtet werden könnte; eine Beschlussfassung, die jähr-
lich zu wiederholen wäre). Unabhängig von dieser eher politischen Frage wäre es zudem sinn-
voll, wenn der Gesetzgeber auch Regelungen über die Höhe, die Äuffnung etc. eines solchen 
Fonds aufstellen würde. Im Bericht zum Entwurf sind in Seite 27 gängige Berechnungsmodelle 
wiedergegeben, welche u.E. problemlos sinngemäss in den Gesetzeswortlaut Aufnahme finden 
könnten. 
 
Vermisst wird im neuen Gesetzestext ein Stimmrechtsquorum, welches erreicht werden muss, 
um über Mittel aus dem Erneuerungsfonds zu verfügen. 
 
 
Art. 712i und 712k eZGB 
Die Abschaffung des Retentionsrechtes für ausstehende Beitragsforderungen wird unterstützt, 
dieses gesetzliche Pfandrecht hat in der (Zwangsvollstreckungs-) Praxis häufig zu Schwierigkei-
ten geführt (Konkurrenz zu unpfändbarem Kompetenzgut gemäss Art. 92 SchKG; Mitgewahrsam 
von Drittpersonen an den beweglichen Sachen usw.), zumal dessen wirtschaftliche Bedeutung im 
Verhältnis zum gesetzlichen Grundpfandrecht eher zu vernachlässigen ist. 
 
Nicht unterstützt wird unsererseits die angedachte Flexibilisierung des gesetzlichen Grundpfand-
rechtes, welches nicht mehr ausschliesslich rückblickend für entfallene Beitragsforderungen, son-
dern neu ohne zeitliche Vorgabe für bis zu drei Jahresbeiträge eingetragen werden kann. Nebst 
der u.E. noch zu präzisierenden Definition von "drei Jahresbeiträgen" (basierend auf dem aktuel-
len Jahresbeitrag oder den prognostizierten zukünftigen Beiträgen?), ist im Gesetzeswortlaut 
ebenfalls zu regeln, ob die Rechtsmässigkeit bzw. die Höhe des Pfandrechts durch den Grund-
buchverwalter zu prüfen ist bzw. wie das entsprechende Verfahren dazu sein soll. Ferner ist zu 
befürchten, dass sich aufgrund der geplanten Gesetzesänderung eine neue Praxis einbürgert, 
wonach "auf Vorrat" schon bei der Begründung des Stockwerkeigentums (oder unmittelbar vor 
dem ersten Verkauf an einen Drittkäufer) solche Pfandrechte ins Grundbuch eingetragen werden. 
Dies hätte zur Folge, dass diese Pfandrechte später errichteten Grundpfandrechten zeitlich und 
somit auch ranglich vorgehen und daher bei der Finanzierung eines Kaufs an einen Drittkäufer 
mitzuberücksichtigen wären. Dadurch würde sich entweder die von den Käufern aufzubringende 
Eigenkapitalsquote erhöhen oder aber sämtliche übrigen Stockwerkeigentümer samt bereits vor-
handener Grundpfandgläubiger müssten der ranglichen Nachstellung des gesetzlichen Grund-
pfandrechtes zustimmen. Der Erwerb von Stockwerkeigentum würde mit einer solchen Praxis un-
nötig erschwert.  
 
Aus unserer Erfahrung im Zusammenhang mit konkursamtlichen Verwertungshandlungen von 
Stockwerkeinheiten bietet die bisherige Regelung überdies auch keine besonderen Schwierigkei-
ten und es kommt heute schon nur sehr selten vor, dass pfandgesicherte Beitragsforderungen 
aus dem Verwertungserlös nicht gedeckt werden können, weil vorgehende Hypothekarschulden 
den gesamten Erlös konsumieren. Den Anpassungen in Art. 712i eZGB betreffend das gesetzli-
che Grundpfandrecht für Beitragsforderungen stehen wir deshalb ablehnend gegenüber. 
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Art. 712lbis eZGB 
Auch mit dieser Bestimmung setzt der Entwurf an einem in der Praxis sehr häufigem Sachverhalt 
an, nämlich dem Verkauf von noch nicht fertig erstellten Stockwerkeinheiten und insbesondere 
am Garantierecht bei Baumängeln. Dass sich der Gesetzgeber dieser Problematik annimmt, ist 
zu begrüssen. Wir sind allerdings der Meinung, dass mit dieser Bestimmung obligationenrechtli-
che Fragen im Sachenrecht beantwortet werden, weshalb die Bestimmungen hier systemfremd 
sind und eigentlich ins Obligationenrecht (Werkvertragsrecht) gehören. Auf jeden Fall ist zu prü-
fen, inwiefern der neue Artikel mit den Bestimmungen des Obligationenrechtes korrespondiert 
und es sollte nicht ausser Acht gelassen werden, dass nebst den obligationenrechtlichen Normen 
in der Praxis häufig auch sie sog. "SIA-Norm" zur Anwendung gelangt. Alle diese wesentlichen 
Elemente lassen erkennen, dass u.E. die Problematik in seiner Gänze nicht durch einen einzigen 
neuen Artikel innerhalb des Stockwerkeigentumsrechtes gelöst werden kann. 
 
Der Entwurf schlägt vor, die Geltendmachung von Nachbesserungsrechten an gemeinschaftli-
chen Teilen von einer einstimmigen Beschlussfassung aller Stockwerkeigentümer abhängig zu 
machen. Dieser Lösungsvorschlag übersieht, dass -gerade bei grösseren Überbauungen- die 
Bauherrschaft oder dieser nahestehenden Personen (z.B. Schwestergesellschaft, welche als Ge-
neralunternehmerin auftritt oder zur Verwalterin bestellt wurde etc.) häufig während der Garantie-
zeit noch eigene Stockwerkeinheiten hält, weshalb es für solche Mitglieder der Stockwerkeigentü-
mergemeinschaft ein Leichtes wäre, eine notwendige Beschlussfassung zu verhindern. Es wäre 
deshalb zu begrüssen, dass Stockwerkeigentümer, welche sich in einer (konkreten oder abstrak-
ten) Interessenkollision befinden, von der Beschlussfassung ausgeschlossen sind. Zudem ist un-
klar, ob unter dem Begriff "gemeinschaftliche Teile" auch jene Teile der gemeinschaftlichen Lie-
genschaft erfasst werden, welche einem Stockwerkeigentümer kraft reglementarischer Bestim-
mung (Art. 712bbis eZGB) zur alleinigen, ausschliesslichen Benützung zugeteilt sind. In der wörtli-
chen Auslegung des Art. 712lbis eZGB wäre das wohl der Fall, was aber zu unerwünschten Re-
sultaten führen würde: ein Inhaber eines solchen reglementarischen Benützungsrechtes muss 
bei Mängeln an ihm zur ausschliesslichen Nutzung zugewiesenen gemeinschaftlichen Teilen 
selbständig die Nachbesserung verlangen können. 
 
Wenn in Abs. 3 des neuen Artikels dann auf vertragliche Vereinbarungen (in den diversen Kauf-
verträgen) abgestellt wird, fragen wir uns, wie ein Stockwerkeigentümer Kenntnis über den Inhalt 
von Kaufverträgen anderer Stockwerkeigentümer erhalten soll. 
 
Der vorgeschlagene neue Wortlaut bedarf somit einer eingehenden Überarbeitung und Abstim-
mung mit bzw. Änderung der geltenden obligationenrechtlichen Normen. 
 
 
Art. 712n eZGB 
Die Formulierung des revidierten Abs. 2 dieses Artikels lässt darauf schliessen, dass die (datierte 
und unterzeichnete) Protokollierung eines Beschlusses ein Konstitutiverfordernis für das (gültige) 
Zustandekommen des Beschlusses darstellt. Nach unserem Dafürhalten - insbesondere auch 
aus Gründen der Rechtssicherheit und mit Blick auf die Rechtslage bei Beschlüssen im Gesell-
schafts- und Vereinsrecht - kann dies unserer Meinung nach jedoch kein Gültigkeitserfordernis 
darstellen. Vielmehr darf der Protokollierung im Allgemeinen und der Datierung und Unterzeich-
nung dieses Protokolles im Speziellen nur deklaratorische Wirkung unter den Beteiligten zukom-
men. Ferner ist dabei auch der geltende Art. 649a Abs. 1 ZGB zu beachten und der neue Wort-
laut mit dieser Norm abzustimmen.  Unnötig erachten wir auch das generelle Erfordernis der Da-
tierung: ein solches wäre - ähnlich dem Art. 520a ZGB zugrundeliegenden Gedanken - wohl nur 
bei sich widersprechenden Beschlüssen gerechtfertigt. Als unglücklich erachten wir ferner den 
verwendeten Begriff der "Rechtsgültigkeit", da ansonsten im Privatrecht überall lediglich von 
"Gültigkeit" (bzw. "gültig", "Ungültig" etc.) die Rede ist und mit der Stockwerkeigentumsrevision 
kaum eine spezielle Form von Gültigkeit geschafft werden soll, welche sich vom übrigen Gültig-
keitsbegriff unterscheiden möchte. 
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Art. 712obis eZGB 
Der vorübergehende Entzug des Stimmrechtes mag unseres Erachtens nur bei der wiederholten 
Verletzung substanzieller finanzieller Pflichten zulässig sein. Es widerspräche den allgemeinen 
Grundsätzen und der Rechtsstaatlichkeit, wenn ein Stockwerkeigentümer, welcher sich systema-
tisch der Zustimmung zu Beschlüssen verweigert, vom Stimmrecht ausgeschlossen werden darf. 
Ob ein solcher Stimmrechtsausschluss einen säumigen Beitragszahler aber zu besserer Zah-
lungsmoral verhelfen vermag, sei dahingestellt. 
 
 
Zusammenfassung 
 
Zusammenfassend möchten wir die für uns wesentlichsten Punkte hervorheben: 
 
- Die Schaffung einer neuen Bestimmung bezüglich ausschliesslicher Benützungsrechte erach-

ten wir als unnötig. 
 

- Die Pflicht zur Beibringung von Aufteilungsplänen unterstützen wir, sind allerdings der An-
sicht, dass diese als wesentliche Bestandteile einer Begründungsurkunde mitzubeurkunden 
wären (was auch eine Beurkundungspflicht für geänderte Pläne mit sich bringen würde); die 
weiteren unter dem Titel IIter (Eintragung vor Erstellung des Gebäudes) vorgesehenen Rege-
lungen lehnen wir ab. 
 

- Die Aufhebung des gesetzlichen Retentionsrechtes begrüssen wir, den Anpassungen des 
gesetzlichen Grundpfandrechtes stehen wir ablehnend gegenüber. 
 

- Der gesetzliche Regelungsbedarf betreffend Mängelrechte gemeinschaftlicher Teile ist unbe-
stritten vorhanden, eine solche gesetzliche Regelung müsste aber u.E. ausgereifter und 
(auch) an richtiger Stelle (Werkvertragsrecht) erfolgen. 

 
 
Besten Dank für die Gelegenheit zur Vernehmlassung durch unsere Berufsverbände. Wir hoffen, 
dass unsere Ausführungen im Rahmen des Gesetzgebungsprozesses berücksichtigt werden 
können. 

 
Freundliche Grüsse 
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